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eıner Stelle deutete sıch davon In Mecklenburg- vorstellen. Entweder besetzte 111all ıhn mıiıt den iıdeologiebe-
Vorpommern soll eın Religionsunterricht für alle hafteten Vorstellungen der alten DDR-Schule, oder W as

evangelischer Federführung diskutiert worden se1IN. noch häufıger der Fall WAar 11a verpflanzte ın seiınen Vor-
Klar, da{ß dıe katholische Kirche sıch damıt nıcht stellungen eintfach und unbesehen die alte Christenlehre 1n
treunden konnte. Wenn 1114  S gESaAQL hätte: „un ‚V all- den aum Schule. och wurde demgegenüber sehr bald
gelischer und katholischer Federführung“ hätte dies eiın klar Dıie Christenlehre als gemeıindlıche Veranstaltung aflst
Modell werden können, W1€ MI1r vorschwebt: eın Re- sıch nıcht 1in dıe Schule verpflanzen. Von daher Walr dann
lıgionsunterricht often für alle mıt ökumenisch-christli- auch verständlıch, WE dafür votlert wurde, keinen Religi-
chem Profil. Hıer 1St ine relıg1ıonspaädagogische Chance onsunterricht der Schule anzubieten, und sıch des-

SCI1 auf die Christenlehre in der Gemeıunde beschränken.verpaft worden. Vielleicht hätte sıch hier auch dıe Van-

gelische Kırche großzügiger zeıgen sollen, ındem S1e Dieses Trennungsmodell War elınes der 1n den Bun-
eben der katholischen Kırche obwohl diese weıt wenl1- desländern diskutierten Alternativen ZU konventionellen
SCI Kırchenmıitglieder 1n den Bundesländern hat Religionsunterricht 1n der Bundesrepublık.
trotzdem die gleichen Anteıle Mıtwirkung und Miıt- Andererseıits hat INan 1n der „alten“ Bundesrepublıkbestimmung für eın gemeinsames Fach Religionsunter- eben auch einıge eıt gebraucht, dieser Unterschei-
richt hätte einräaumen können. dung VO  e} Katechese und Religionsunterricht kommen,

VO der INan 1U rwartet, da{fß S1Ee dıe Bundeslän-
„Die Christenlehre ält sıch nıcht 1n der übernehmen sollen
die Schule verpflanzen“ Lachmann: Nıcht unbesehen und unverändert! Um die

andersgeartete kırchliche Sıtuation der ehemalıgen DD  Zuch ın den Kırchen selbst stÖößt 111l 1n den fünf TIECU- kommt religionspädagogisches Nachdenken nıcht herum.Bundesländern auf erhebliche Vorbehalte gegenüber dem Be1 LLUTr mehr Prozent Christen kann 1L1Aall nıchtReligionsunterricht den öffentlichen Schulen. Vor allem mehr unretlektiert volkskirchlich argumentieren. Auf E1St dıie Befürchtung hören, die ewährte Katechese in den
Gemeinden könnte darunter leiden. Konnte diese Zurück- den Fall Mal sıch der Religionsunterricht den gesell-

schaftlichen Gegebenheiten stellen, S1e als relıg10nS-haltung nıcht auch daher rühren, da{fß der Westen zuwen1g
klargemacht hat, da{fß sıch beim Religionsunterricht eben pädagogische Herausforderung annehmen auch 1n den

Bundesländern! Eın Religionsunterricht, der demnıcht Katechese 1n der Schule handelt, sondern 1n einer gewıssen Breıte und Angebotsvielfalt entspräche,VO unmıiıttelbarer Verkündigung Verschiedenes? ware für miıch eın für alle Schüler offener ökumenisch-
Lachmann: [ Jas könnte durchaus der Fall se1n, konnte 1L1Lall christlicher Religionsunterricht, der WEenNn als Wahl-
sıch doch In den fünf WEn Bundesländern einen esonde- pflichtfach angeboten wurde auch für die Bun-

desländer zumutbar und vertretbar ware.K Religi10nsunterricht der Schule oftmals L1UTLr schwer

Viele Reden, richtige Ansätze, keine Konzepte
Zaur Dıiskussion den tallıgen Umbau des Soz1alstaats
ıe Verteilungskämpfe ım Zusammenhang m1L den e AST jede drıtte Mark des 1ın Deutschland erwirtschafteten
formversuchen beim Gesundheitswesen VO  x zundchst Soz1ialprodukts wırd heute für Sozıalleistungen AUSSCHC-
Arbeits- un Sozıalminıster Norbert Blüum UNn( ben, insgesamt dıe yigantısche Summe VO /A®) Miılliarden
sundheitsminiıster Horst Seehoter sınd Nnur e1n orge- ark 1im Jahr. TIrotz kräftiger Steigerungsraten der Soz1al-
schmack auf Auseinandersetzungen, dıe der Bundesre- ausgaben sınd die Deutschen ausweiıslıch einschlaägiger
Dublik bevorstehen, Wenn darum geht, den Sozialstaat Umfragen 1n den etzten Jahrzehnten aber nıcht zufriede-
ınsgesamt n  S schon auf mittlere Sıcht bezahlbar UN ef- Ner geworden. Nıcht Freude über die erreichte so7z1ıale Ö1-
fektiv erhalten. Dıie meısten sınd sıch darüber ım bla- cherheit, sondern Klagen über vielerle1 Unzulänglichkei-
VETL, dafß e1in Umbayu des Sozıalstaates unumgänglıch SE ten des so7z71alen Netzes beherrschen allenthalben die Dis-

WENN jedoch den nächsten politischen Schritt ın kussıon. Stichworte W1€ Altersarmut, Pflegenotstand,
diese Rıichtung geht, oıbt Na  - sıch bereits schr viel blein- Wohnungsnot sınd jedem geläufig. Auf der anderen Seıite
lauter. Der folgende Beıtrag versucht, einıge Schneisen klagen dıe Arbeitnehmer über hohe Sozlialabgaben. In
durch das soztalpolıtische Diskusszonsdickicht schla- Lremen Fällen soll mancher schon ıronısch die Auszah-
ZEN Der Auyutor, Heınz Schmitz, ıst Redakteur ım Bon- lung seiner Abzüge des Nettolohns gefordert haben
nNner UYO der ın Düsseldorf erscheinenden Tageszeıtung Und dıe Wırtschaft sıeht hre internationale Wettbe-
Handelsblatt. werbsfähigkeit dahınschwinden, weıl für sS1e dıe Arbeit
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aufgrund hoher Lohnnebenkosten ımmer teurer wiırd. Stabilısierung des Blutdrucks ließen sıch nıcht durchset-
Obwohl siıch diejenigen, die das Sozialsystem tragen, also Z en betrotfenen Wırtschaftszweigen 1St durch
die Arbeitnehmer und die Wırtschaft, bıs die Schmerz- massıven politischen Druck gelungen, hre Kassen-Pfrün-
TENZC belastet fühlen, rufen ımmer mehr Bedürttige 1MM- de erhalten. ber 1sSt nıcht 1L1UTr der S1eg wirtschaftli-
INer lauter ach mehr Hılfe IJa drängt sıch dıe rage auf, cher Interessen über dıe Soz1alpolitik, dem Blüum seıinen
W as 1St faul 1m Soz1ialstaat Deutschland? FEinbruch verdanken hat Mag be] Kuren auch

heblichen Mißbrauch geben, mogen viele Mıllıarden ark
Im Gesundheıitsbereich o1bt CS keine für Medikamente unnutz verschwendet werden, o1bt

eben doch die Fälle, iın denen diese Kassenleistungen nıchtonsumentensouveränıtät
11UTr sınnvoll, sondern für jedermann einsehbar unbedingt

Dıie rund hundert Jahre alte Bismarcksche Soztalgesetzge- notwendig sınd. Werden diese Einzeltälle öffentlichkeits-
wırksam autbereitet, machen S1e für dıe Politik, die VO  S}bung oilt als Wıege des Soz1ialstaates Deutschland. Vorher

Wr VOT allem die Famaiulie, die Schutz für die Wechsel- onn AaUus das Sozlalleistungssystem zentral und damıt oh-
tälle des Lebens bot, zab carıtatıve Eıinriıchtungen VO  - Rücksicht auf die Umstände des Einzeltalls STEUETT, —
Kırchen und einıgen tortschrittlichen Herrschern. Bıs- möglıch, NZ Leistungsbereiche AaUS dem Katalog der
marck schuf 883 die gesetzliche Krankenversicherung, Kassenaufgaben streichen.
1884 die Untallversicherung, 1891 dıe Invalıdıitäts- und Der weıtere Ansatz dem Stichwort Umbau des So-Alterssicherung. Erstmals yab klare Rechtsansprüche
für breıte Teile der Bevölkerung auf Hıltfe iın der Not z1alstaats heilt Selbstbeteiligung des Patıenten den KO=-

s$ien, Dıie Vertechter eiıner Selbstbeteiligung behauptenDafür mufsten die Jungen und Gesunden einen damals
WAar ımmer wıeder, VO  - ihr gehe 1ne Steuerungswiırkungsehr geringen Teıl ıhres Arbeitseinkommens 1n dıe Soz1ial-

kasse abführen. Der Sozıalstaat, den Bismarck damals für dergestalt Aaus, da{fß sıch Versicherte Kuren, Massagen, Me-
dikamente oder die dritten Zähne, WE S1€e einen Teıl da-

VO Schicksal esonders schwer betroffene Arbeiıter
MO) selbst bezahlen mussen, 11UT dann verordnen lassen,gründete, überzieht heute fast die ZESAMLE Gesellschaft
WEeNnNn dies unbedingt nöt1ıg sel. Dıie Erfahrung lehrtund dennoch Alßt allenthalben schwerwiegende anderes. Gerade die Ausgaben für Zahnersatz, bei demLücken. Der Soz1alstaat dient nıcht mehr 11UT dem Schutz

der Burger, deren Sicherheit geschaften wurde. Von ıne 40prozentige Selbstbeteiligung o1Dt, sınd weıt über-
durchschnittlich angestiegen. Der Grund dafür 1St, da{fßıhm leben NZ Wırtschaftszweige un gerade die Dis- 1mM Gesundheitsbereich keıine Konsumentensouveränıtätkussıon Sparmalßßnahmen 1n der Krankenversicherung gibt. Der Patıent verlä(lt sıch ın der Regel darauf, da{ß dashat gezeıgt, da{fß die Lobby der Ärzte, der Pharmaindustrie sinnvoll un nötıg iSt, W as ıhm der Arzt oder Zahnarztoder Sal der Bestattungsunternehmer oder Taxıtahrer viel

lauter protestiert als die Versicherten selbst. Während be1- empfiehlt. ber das Verordnungsvolumen entscheidet da-
mi1t nıcht der Versicherte, sondern der Ärzttragszahlende Arbeıtgeber Hınweıs auf ıhre auslän-

ıschen Konkurrenten eiınen Abbau der Lohnnebenko- Dıi1e Rısıken eıner Lastenumverteijlungsten verlangen, rufen die Angehörigen VO Pflegebedürf-
tıgen, rufen Arbeıtslose, Sozialhılteempfänger oder Junge durch mehr Selbstbeteiligung
Famılien ebenso nach mehr eld WwW1€e dıe AÄArzte oder Kran-
enhäuser. Rıchtig 1st aber, da{fß Selbstbeteiligung eıner Lasten-

Umverteilung führt Jede Selbstbeteiligung 1sSt damıtBundessoz1ialminıister Norbert Blüm hat angesichts dieses
Dilemmas VOIL tfünf Jahren, anläfslich selner Krankenvers1i- dem Strich auch Umbau des Sozı1alstaats, da der einzelne

jetzt eınen 'Teıl dessen Lıragen hat, W 4as UVO die Soli-cherungsreform, die Devıse ausgegeben, der Soz1ialstaat
musse umgebaut, Solidarıtät und Eıgenverantwortung dargemeinschaft ezahlt hat. Den Vertechtern der Selbst-

beteiligung kann 1LLLAall daher L1L1UT empfehlen, sıch ehrlichmußten LICUu yewichtet werden. Geringfügige Rısıken, dieser Umverteilung bekennen, dıe angestrebteBlüums Ansatz, se]len AaUus der Fınanzıerung durch die Soli-
dargemeinschaft AUSZUZTFENZECN, Dafür solle der einzelne Umverteiulung dem tfalschen Deckmäntelchen Steue-

runZsWIrkung verstecken.selbst aufkommen. Auf diese Weıse solle, Blüms
Grundsatz, tinanziıeller Spielraum für die ungelösten Auf- uch WE I1a  = für sozlalpolıtısch vertretbar hält, da{fß
vyaben 1mM Soz1ialstaat geschaften werden. über die Selbstbeteiligung den Starken der Gesellschaft ein
Blüums Gesundheitsreformgesetz ze1gt, da{fß se1ın Ziel] 'Teıl ıhrer Krankheıitskosten selbst aufgebürdet werden
vertehlt hat WAar wurden eın Paar Medikamente kann, sınd die Rısıken dieser Art Umwverteilung für das
Schnupfen, Heiserkeit oder Reisekrankheıten, ugen- Sozlalversicherungssystem als solches nıcht übersehen.
klappen und Ohrenbinden AaUus dem Leistungskatalog der ach dem Versicherungsprinzı1ıp werden für veringere Rı-
Krankenkassen herausgenommen. Was das orofßse Thema siıken oder nıedrigere Leistungsanwartschaften auch RC
Umbau des Soz1alstaats angeht, blıeb aber dem rıngere ramıen tallıg. In der „Soz1ial“-Versicherung 1sSt e1-
Strich 1Ur viel arm fast nıchts. Dıie VO Blüum VOLSC- ZEWISSE Abweichung VO diesem Prinzıp dergestalt
sehene Abschaffung des Sterbegeldes, der Zuschüsse hinnehmbar, da{ß sıch die Beıträge nıcht ach dem ind1ıvı-
ambulanten Kuren oder die Herausnahme Miılliarden LteuU- uellen Rısıko, sondern nach der Leistungsfaähigkeit be-
HT: umstrıttener Medikamente Rheuma oder Z MMEGESSCH Um die Selbstbeteiligungsregelung polıtısch
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durchsetzbar machen, wurden Härtetall- und Überfor- be1 einer zurückgehenden Zahl VO Erwerbstätigen und
derungsklauseln geschaften. Damıt werden bestimmte damıt VO Beitragszahlern drohte nach Prognosen Mıtte
Versicherte NC} der Selbstbeteiligung dUSSCHOININECN, oder der s0er Jahre dıe Rentenversicherung übertordern.
die Selbstbeteiligung wiırd auf bestimmte Teıle des Eın- WAar sınd diese Prognosen aufgrund der Zuwanderung
kommens begrenzt. Unter dem Strich tührt dies dazu, da{ß VOT allem VO Aussiedlern AaUs Usteuropa und der deut-
der Versicherte mıt den höchsten Beitragsleistungen den schen Einheit überholt. IBDIG Tendenz allerdings, da{fß dıe
nıedrigsten Versicherungsanspruch hat, weıl ıhm die Deutschen alter werden und zuwen1g Nachwuchs haben,
höchste Selbstbeteiligung ZUZSCMULEL wiırd. Umgekehrt den Bestand der aktıven Bevölkerung sıchern,
hat der Versicherte mı1t den nıedrigsten Beitragsleistungen bleibt bestehen. Dıie Rentenreform, die die Koalıtion 1M
den höchsten Versicherungsanspruch, weıl ıhm 1ne ONSseNs mi1t der SPI) verabschiedet hat, begegnet diesen
Selbstbeteiligung nıcht ZUgSEMULEL wırd und werden ann. Herausforderungen damaıt, da{ß die Renten Jetzt L1LUTr och
Wırd dieses Selbstbeteiligungs-System weıter ausgebaut, ach der Nettolohnentwicklung nach der Bruttolohn-
wiırd das Versicherungsprinzip ausgehöhlt. Die Kranken- entwicklung angehoben werden und VO der ahrhundert-
kassen werden VO einer Versicherung ımmer mehr e1- wende das Renteneıintrittsalter schrıttweise angehoben
LICT soz1alen Unterstützungseinrichtung für bedürftige wiırd. Darüber hınaus wurde die rentensteigernde Wır-
Kranke. Der Versicherungsbeıitrag, be] dem definıtions- kung VO Kındererziehungszeıten ausgebaut. Die Aufga-
vemais dıe ohe der Abgabe und der Leistungsanspruch be der Konsolıdierung der Rentenversicherung WAar 1INSO-
DOSItLV korrelieren mussen, wırd einer Steuer, be] der fern leichter, als nıcht aufende Renten gekürzt werden
keine Beziehung zwıschen der ohe der Abgabe und dem mußten, sondern 1Ur Steigerungen begrenzt un: künftige
Leistungsanspruch 1Dt. Ansprüche zurückgeführt wurden. Der Erfolg der Ren-

tenreform zeıgt sıch auch daran, da die Beıitragssätze iıner derzeıtige Gesundheitsminıister Horst Seehofer hat diesem un: 1n den nachsten Jahren nıedriger lıegen WCCI-be] dem N der ECIMOTMNWEN Ausgabensteigerungen der
Krankenkassen notwendıgen Keparatur-Gesetz aufgrund den als be1 der Verabschiedung des (zsesetzes vorausbe-

rechnet worden WAarLder Erfahrungen MIt der Blüuüm-Reform ErSst ga nıcht den
Versuch unternommen, hochgesteckte ordnungspoliti-
sche Ziele erreichen. Seehofter 411 mıiıt dem €7 Dıie Sozlialversicherung W1I'd ZUr
setzentwurf, W1€ selbst einraäumt, nıcht den Soz1ialstaat Fınanzıerung allgemeıin staatlıcher
TICU definıeren, sondern VOTL allem schlicht un eintach Aufgaben mıßbraucht
SParchl. Be1 ıhm 1STt daher das Kriıterium für dıie Auswahl
seiner Maf$nahmen allein dıe polıtische Durchsetzbarkeiıt. Dafß die Sozlalversicherung 1ın vielerleı Hınsıcht ZUrTFr Fı=
a be] der Blüm-Reform iın erstier Linıe die Patıenten f1- nanzıerung allgemeın staatlıcher Aufgaben mıßbraucht

wiırd, zeıgt sıch nırgendwo mehr als ın der Arbeitslosen-nanzıell bluten mußften, sollen jetzt überproportional die
Pharma-Branche, Zahnärzte und Krankenhäuser Z Kas- versicherung. Dıie Ausgaben für dıe Versicherungsleistung

Arbeıitslosengeld machen wenıger als die Hälfte des Etatsgebeten werden. Immerhin weı(ß aber auch Seehofter,
da{fß die Zukunft der Krankenversicherung nıcht 1n der Nürnberger Bundesanstalt AaUuUsSs Arbeıitnehmer und
schlichten, AUS der Sıcht der Betroffenen brutalen Sparge- Arbeıtgeber mussen mMIt iıhren Beıträgen vielerle] Aufga-

ben V der Bıldung bıs AA Berufsberatung auch VO  e} Be-sertzen lıegen ann. uch hat daher das Maotto Ur
bau  CC 1NSs Auge gefaßst, allerdings erst für die weıtere Z amtenanwartern, die n1ıe Beıträge zahlen werden, finan-

zi1eren. Hınzu kommt, da{fß eın Großteil der Soz1altrans-kunft Gespart werden soll, dıes erinnert Blüm, be] Ibei-
Stungen, die jeder selbst ır agen kann, damıt dıe Solidarge- fers VO West ach (Ist über die Sozlalversicherung gele1-
meınschaft die aufgrund des technıschen Fortschrıiutts unı STEeTt wırd und damıt VO den Beitragszahlern finanziert

wırd, dies doch ureigene Aufgabe des Gesamtstaats,der zunehmenden Zahl aAlterer und damıt krankheitsanfäl-
lıgerer Menschen steigenden Krankheıitskosten ohne wWwel- also des Steuerzahlers, wäre. Allein über dıe Arbeitslosen-

versicherung transterjieren dıie Arbeıitnehmer und hre Ar-tere Beitragssatzanhebungen verkraftenA Seehoter 1St
beitgeber 1ın Westdeutschland ın diesem Jahr Miılliardenaber aufgrund der Blüm-Erfahrungen VOrgeWarnt. Er be-

auftragte den Gesundheıits-Sachverständigenrat, wI1Issen- ark 1n die Bundesländer. In der Rentenversiche-
LULLS kommt noch eın zweıstelliger Milliardenbetrag hın-schaftliıche Kriıterien dafür erarbeıten, W ds in Zukunft

nıcht mehr V den Kassen ezahlt werden raucht. uch adurch bekommen die Beıträge ımmer mehr
Steuer-Charakter. In der Finanzwissenschaft 1ST nbe-die Wıssenschaftler wirklich objektive Krıterien für
strıtten, da{fß proportionale Steuern bıs eiıner bestimm-dıe Neubestimmung solıdarıscher Leistungen tinden kön-

NCNM, erscheıint fraglıch. Die Politik wiırd sıch letztlich IS ten Bemessungsgrenze ungerecht sınd. Dennoch degene-
rieren die Sozialversicherungsbeiträge zunehmend sol-denfalls nıcht VOT schwierigen, sıcher auch unpopulären

Entscheidungen rücken können. chen ungerechten Steuern. Der Grund liegt darın, da{fß diıe
Politiker offenbar ylauben, Beitragssatzerhöhungen, dıe

Erheblich mehr Fortune als 1n der Krankenversicherung ELG Arbeiter und Angestellte SOWI1e deren Arbeıitgeber
WAar Blüm be] der Rentenreform beschieden. Hıer valt CD treiffen, sej]en politisch leichter durchsetzbar als Steuerer-
das hıistorisch gewachsene System für dıe Zukunft abzusıti- höhungen, 1ın deren Bemessung auch Beamten- oder Ka-
chern. Vor allem ine zunehmende Zahl alter Menschen pıtaleinkünfte eingehen.
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Unter N  u dem oleichen Aspekt 1St auch der breite Kon- auftauchen, ob dieser Lohn für ıne Belastung rund
SCI15 für iıne 1CUEC sozıale Pflegeversicherung, WwW1e€e S1€E SO- dıe Uhr ausreıicht. Pflege wırd EenSt eiınmal VO der 'AML-
z1almınıster Norbert Blüum konzıpiert hat, erklären. lienpflicht einer Arbeit Entgelrt. Und dann wırd
Bısher 1St das Rısıko, ZU Pflegeftall werden, auch dıe Entscheidung für dıe Eınweıisung 1Ns Heım -

grundsätzlıch eın priıvates Rısıko. Sınd der einzelne und leichtert, WE dafür eiınem erheblichen Teıil die Pftle-
seıne Angehörigen damıt überfordert, hat dıe Sozjalhiltfe geversicherung aufkommt, 1ın die LLLAIl schliefßßlich eın J0e-
ach dem ıhr eigenen Bedürftigkeitsprinzip eINZUSpr1IN- ben lang einbezahlt hat Dıie Diskussion die Anrech-
CIl ] )as Blüum-Modell sıeht VOI, das tinanzıelle Pflegeri- NUunNng VO Erziehungszeıiten ın der Rentenversicherung
s1ıko verlagern, W1€e dies Bismarck VOL 100 Jahren miıt zeıgt, W1€ kurzsıichtig ıne Sozı1alpolitik angelegt ist, in der

das Geben und Nehmen zwıischen den Generationen derdem Krankheitsrisıko der Arbeıiter gemacht hat Die AÄr-
beıiıtnehmer sollen einen Teıl ıhres Lohnes abgeben. Kınder, der Erwerbstätigen und der Alten nıcht mehr für

jeden direkt und persönlıch erkennbar und VOT allem auchGlaubt I1a  S der vielstimmıgen Lobby, 1st der Sozialmi-
nıster auf dem richtigen Weg Gewerkschaften, Kommu- erfahrbar 1St.
NECI), Wohlfahrtsverbände, Arzteverbände und o die
Kırchen Zzıtlert Blüum als Vertechter seıner Idee Irotz dıe- Be]l Bısmarck WAaTtr gerecht, den Krankenversicherungs-

beıtrag 11UT1 VO Lohn einzubehalten, denn die Arbeıter,
SCI. breıiten Unterstüutzung MU: die rage gestellt werden,
ob das Blüm-Modell nıcht auch schwerwıegende Fehler die dort versichert Dn hatten in aller Regel ON

nıchts. Heute sıeht dıe Welt 1aber ganz anders aus Pro-hat, ob vielen seiner Anhänger nıcht mehr 1Nnan7zı-
elle Entlastung ıhrer Kassen oder zusätzliche Miıttel geht ZenNnt der Bevölkerung sınd 1n der Sozlalversicherung, und

der Anteil der Arbeıitseinkommen on Soz1ial-als ordnungspolıtisch saubere Lösungen. produkt sinkt. Wenn I1  - das finanzıelle Pflegerisıko
schon dem einzelnen abnımmt und der Gesamtgesell-1ne Sondersteuer für Klein- und schaft aufbürdet, 1st ungerecht, damıt alleın dıe Ar-

Miıttelverdiener beitseinkünfte proportional bıs eiıner bestimmten
ohe belasten, nıcht 1ber beispielsweise Kapıtalein-Keın 7 weıtel: In der Pflege lıegt einıges 1mM CIl Es mMuUu künfte. Wer be] der Verwirklichung des Blüum-Modells

ıne so7z1ale Sıcherung Für ehrenamtlıch Pflegende, meılst
Frauen, Toöchter oder Schwiegertöchter, gefunden WETI-

MIt 2500 ark Rente oder wenıger 1NS Pflegeheim mufß
und keın Vermögen hat, für den andert sıch dem

den, die ambulante Betreuung MUu: organısatorisch und Strich nämliıch L1UTr 1ns Er mu{ß eın SaNZCS Leben langpersonell besser unterstutzt werden. Dazu raucht IL1194  z Beıträge für i1ne Pflegeversicherung bezahlen. Dafür wiırd
mehr eld Um die zusätzliıchen Miıttel realısıeren, hat seın heutiger steuerfinanzierter Sozıalhiılteanspruch durch
dıe Koalıtion eınen Beschlufß gefaßst, der die Arbeıitnehmer
gleich doppelt trıfftt: Sıe sollen VO ıhrem Arbeıtsentgelt bıs die LECUC Versicherungsleistung TSEeTIzZTt Demgegenüber

erhält eın vermögender Klein-Rentner für eın Paai Be1i-
5100 ark monatlıiıch eınen bestimmten Teıl, zunächst trags-Mark Leistungsanwartschaften, dıe 1mM Pflegeftall1St VO  . 0,85 Prozent die Rede, abführen und obendreın für seın Erbe schonen. W as daran gerecht 1Sst, 1st das Geheim-

den erSFeCN Krankheıitstag eın eld mehr bekommen. etz- N1S der führenden Sozialpolitiker. Deren Geheimnıis 1sSt
nın Blüum Umbau des Soz1alstaats. Wenn 111all be1

Krankheit auf einen Tag Urlaub verzichten mußßs, 1St dies auch, WI1€e S1e heute für Pflegebeiträge alleın VO Lohn
kämpfen, während S1€E noch VOT wenıgen Jahren heiße

nach Auffassung des Mınısters eın soz1ıaler Einbruch be] Schlachten yeführt haben, den „Kollegen Computer”durchschnittlich Tagen Urlaubsanspruch 1im Jahr Wer über einen „Maschinenbeıitrag“ den Kosten der Ren-
Mag ıhm hıer wıdersprechen ? Dennoch wırd 1ın Einzel- tenversicherung beteıilıgen. Rıchtig 1St aber, da{fß sıch die
tällen Probleme, Abgrenzungsiragen und Ungerechtigkeıi- ohe der Renten nach den gezahlten Beıträgen der Vers1-
ten geben. W as 1st beispielsweıse mıt Kranken, dıe cherten bemißt, während dıe künftigen Pflegeleistungenwoöchentlich einen Tag die Dialyse mussen, oder sth- davon vollıg unabhängıg sıind. Be1 der Rente 1St also der
matıkern, die Je ach Wetterlage des öfteren einen Tag nıcht
arbeıiten können? Und für die Gewerkschaften 1St der Ca Versicherungs-Beıtrag gerechtfertigt. Der ME Pflege-

Beıtrag wiırd ıne Sondersteuer für Klein- und Mittelver-
renNzZLag Herzenssache. Es wırd also schwer, diesen Soz1al- diener.Umbau politisch durchzusetzen.
Der größere, der entscheıdende Haken Blüums Pflege- Di1e vernünftige Lösung, ine AUS Steuergeldern vezahlte
Versicherung liegt woanders: Er untergräbt weıter die Fa- Pflegeversicherung, konzentriert auf Bedürttige, z1bt
miılıen-Solıidarıtät, belastet einseılt1g Kleın- und Mittel- seIlt Jahren 1n orm der Soztalhılfe. Wenn hier Un-
verdıiener, und verteuert den 1m internationalen Ver- zulänglichkeiten o1Dt, oilt diese beseıitigen. Und
gleich ohnehin schon teuren Produktionsfaktor Arbeiıit. WE der zut verdienende oder vermögende Mitbürger

vermeıden wıll, da{fß seine Erben leer ausgehen un: 1MBıs jetzt werden Familıenangehörige, sıeht 1L  z VO Pfle-
gegeld der Krankenkassen ab, grundsätzlıch (Gsottes- Alter Sozjalhilfe braucht, weıl pflegebedürttig wiırd,
ohn gepflegt. Jeder yonnt der Frau oder der Tochter, dıe 1sSt ıhm unbenommen, diesem Rısıko mıt dem Abschlufß
Jahrelang gebrechliche Familienangehörıige9 eın eıner prıvaten Pflegeversicherung vorzubeugen. Natur-
Paar hundert ark Entschädigung dafür ach der Treu- ıch kann der Staat hiıer nıcht die Hände 1ın den Schofß e
de über dıeses Pflegegeld wird aber sehr schnell die rage SCIL ber die soz1ale Sıcherung VO Pflegenden, der Aus-
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bau der ambulanten Pflege-Infrastruktur sollte nıcht al- vn dem Stichwort Umbau WAar sehr schnell einfällt,
lein den Arbeitnehmern aufgebürdet werden. angebaut werden sollte Fragt I1  - aber ach den
W as NOL LUL beiım soz1alen Umbau, 1St iıne Rückbesinnung Gemächern, die das Gebäude Soz1jalstaat Deutschland
auf das Subsidiarıtätsprinzip. Wenn denn richtig ISt, da{fß zurückgebaut werden soll, sınd entweder Schweigen
viele Famılien miıt der Pflege übertordert sınd, hat dıe oder allgemeingehaltene Grundsätze die Antwort, mıt de-
nachstgrößere Eınheıt, die Gemeinde unterstützend e1N- nen eın Baumeıster nıchts anfangen annn Aus diesem
zugreıtfen. Und 1St auch diese überfordert, sınd die Lan- Grunde 1St auch nıcht möglıch, die Umbau-Pläne der
der der Reihe Warum sollte 1ne Pflegeversicherung in Parteıen analysıeren, da konkrete zukunttsweisende
einem Stadtstaat Hamburg nıcht anders aussehen als iın e1- Programme, abgesehen VO den oben skizzıerten 1E
LIEC Flächenland W1€ Rheinland-Pfalz, die Bedingun- schrıtten, nıcht 1bt. Dıie sozi1aldemokratische Opposıtıon
SCH für famıliiäre Pflege möglicherweıise Sanz anders sind? sıeht naturgemäfßs hre Aufgabe VOT allem darın, auf
Und auch ın der Krankenversicherung könnte das Subsı1- Lücken ım soz1alen Netz hınzuweısen und Abhilfe VeCI-

diarıtätsprinz1ıp vielleicht manchen Konflikt entschärten, langen. Unpopuläre Sparvorschläge sınd Sache der Oppo-
der dadurch entsteht, da{ß jede Leıistung für völlig ntier- S1t10N nıcht. Die Liberalen auf der anderen Seıite des
schiedliche Sıtuationen einheıtlıch definıert wiırd. Warum sozıalpolıtischen Spektrums betonen die Notwendigkeıit,
sollten nıcht einzelne Kassen ın eigener Verantwortung Steuern und Lohnnebenkosten senken. Wenn jedoch
darüber entscheıiden können, für WEelIl S1E bestimmte Me- dıe Vollstreckung der dazu ertorderlichen Sparmaf$s-
dikamente übernehmen oder 1n welchen Fällen S1e die nahmen yeht, stehen S1e nıcht selten aber auch auf der
drıitte Brillenreparatur ablehnen? deren Seıite der Front. Nıemand hat dies mehr ertfahren als
In der Arbeıtslosenversicherung gehört 1ne Finanzre- Norbert Blüm, als damıt begann, 2A0 Begrenzung der

Krankenkassenbeıiträge auch be] der Pharma-Branche, be]torm dergestalt auf die Tagesordnung, da{fß versicherungs- Arzten oder Zahnärzten SParclhl. Und die Unıion redetfremde Leistungen W1€e die Berufsberatung oder Bildungs-
aufgaben AaUus allgemeinen Steuern tinanzıeren sınd, WAar viel \/(O) Umbau des Sozıalstaats, S1Ee INAaS 1er un da

auch yıchtige Ansdatze dazu verfolgen. Eın Konzept für e1-während die Beıträge auf die Unterstützung VO Arbeits-
losen konzentriert werden mufßten. N  e} 1ın sıch konsıstenten Umbau des Soz1ialstaats 1St jedoch

auch bei ıhr nıcht erkennbar. Aus ordnungspolıtischer
Von eiınem solchen ordnungspolıtisch sauberen Umbau Sıcht gleicht die Bonner Sozialpolitik der Echternacher
des Soz1jalstaats sınd dıie Politiker weıt entternt. Das Springprozession: Schritten auf dem einen Weg tfolgen
Hauptproblem lıegt darın, da{fß vielen Sozıalpolıitikern solche 1n die andere Rıchtung. Heınz Schmuitz

Universalgeschichte als Versuchsballon
Zu Francıs Fukuyamas „demokratıschem“ Ende der Geschichte
Als Trancıs Fukuyama seine These DO Endzustand schlie/sen, sel das drastıischste Beispiel einer säkularen
menschlicher Geschichte durch den endgültigen Szeg der Selbsttäuschung, dıe Rede vVO FEnde der Geschichte e1in
Demokratie über alle anderen hısher bekannten politı- grobes semantiısches Mißverständnis und der Glaube

eiınen universaldemokratischen Endzustand der Mensch-schen Ordnungssysteme ZU erstenmal publizierte, zuurde
S$ZEe vornehmlich als INE Vorwarnung W dem Ausbruch heıt zwerde durch vielfältige offenkundıge Gefährdungen,
demokratischer „Langeweile“ mangels Alternativen 'MEeT-=- deren Wurzeln In ıhr selbst liegen, widerlegt.
standen. In seinem ın diesem Frühjahr erschienenen Buch
DA FEnde der Geschichte. Wo stehen anıy ©“ (deutsch bei Auf kaum ein polıtisch-literarısches Produkt wurde ın
Kindler, München PODZ 57 Sa 42 — DM) begründet Fu- den etrtzten zweı Jahren 1n der iınternatiıonalen Presse oft
kuyama seine These In ausführlichen geschichtsphilosophi- ezug x  TL W1e auf Tancıs Fukuyamas These VO

schen und polıtiktheoretischen Exkursen. Er UNLENrNMNAKEeNYTT Ende der Geschichte durch die weltweıte Ausbreıitung der
lıberalen westlichen Demokratie. SeIlt der Erstveroöftentlıi-damit seıne Überzeugung, da nıcht VL}  S die Demokratie

auf dem Wege ıSt, ZUNY universellen politischen Ordnung chung der These ın „The National Interest“ 1sSt der Name
werden, sondern dafs sıch darın das Schicksal des Menschen des stellvertretenden Chefs der Planungsabteilung 1mM Sta-
als e1InNeSs soz1alen Wesens erfülle und damıit zugleich Department weltweit ein fester Begrıtt. Grund für den
menschliche Geschichte ıhr Ende homme. Jetzt nach rasch erworbenen iınternationalen Ruhm 1sSt allerdings-
dem Fnde des Kommunısmyus werde 2es deutlicher ennn nıger die Orıigıinalıtat der These des Ostküsten-Intellektu-
JE Davıd Seeber häalt dagegen: Aus dem Fnde des Kom- ellen Japanıscher Herkunft als dıe esondere (sunst der
MUNISMUS auf den endgültigen Szeg der Demokratie Zeıt, ın der die These formuliert wurde.


